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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Der Bundesrat präsentierte im November 2021 sein zweites Massnahmenpaket zur
Unterstützung des öffentlichen Verkehrs in der Covid-19-Krise. Dieses soll dem
öffentlichen Verkehr – wie schon im Jahr 2020 – auch im Jahr 2021 bei der Bewältigung
der Folgen der Epidemie helfen. Der Bundesrat sieht gemäss Botschaft vor, neben dem
Güterverkehr auch den Regional-, den Orts- sowie gewisse Teile des touristischen
Verkehrs zu unterstützen. Dabei sind folgende Grundsätze vorgesehen: Bund und
Kantone decken die im regionalen Personenverkehr im Jahr 2021 entstandenen Defizite
nachträglich durch einen einmaligen Beitrag. Die Transportunternehmen müssen sich
gemäss ihren jeweiligen finanziellen Möglichkeiten an diesen Kosten beteiligen. Beim
Orts- und beim touristischen Verkehr sollen dieselben Kriterien gelten wie im Vorjahr.
Mit dieser Botschaft beantragte der Bundesrat die Motionen der KVF-SR und der KVF-
NR zur Unterstützung des öffentlichen Verkehrs sowie des Schienengüterverkehrs zur
Abschreibung.
Die Bundesbeiträge von insgesamt CHF 215 Mio. (Regionaler Personenverkehr: CHF 150
Mio.; Ortsverkehr: CHF 50 Mio.; touristisches ÖV-Angebot: CHF 15 Mio.) sollen dem
Parlament im Rahmen der dritten Nachmeldung zum Voranschlag 2022 unterbreitet
werden. Den Kredit für den Schienengüterverkehr in der Höhe von CHF 25 Mio. hatte
der Bundesrat bereits mit dem Nachtrag II zum Voranschlag 2021 beantragt. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die beiden Räte beugten sich in der Wintersession 2021 über das zweite
Massnahmenpaket zur Unterstützung des öffentlichen Verkehrs in der Covid-19-Krise.
Im Nationalrat lag ein Minderheitsantrag auf Nichteintreten vor. Benjamin
Giezendanner (svp, AG) erläuterte für diese Minderheit, dass ihm vor allem die geplante
weitere Unterstützung des Schienengüterverkehrs ein Dorn im Auge sei. Hier gehe es
nicht mehr darum, Covid-19-bedingte Ausfälle auszugleichen, sondern darum,
«strukturelle Defizite zu decken, sei es bei der Alptransit Gotthard AG oder bei SBB
Cargo». Der Nationalrat lehnte den Nichteintretensantrag der Minderheit jedoch ab.
Ebenso erging es weiteren Minderheitsanträgen von linker und rechter Seite, welche
eine Fortführung der Unterstützungsmassnahmen bis mindestens Ende 2022 (Pult; sp,
GR) respektive eine kürzere Dauer der Unterstützung des touristischen Verkehrs
(Giezendanner) verlangt hatten. Angenommen wurde hingegen ein weiterer Antrag
Giezendanner, wonach die Betreiber touristischer Angebote zuerst alle Reserven
aufbrauchen müssen, bevor sie Unterstützungsleistungen erhalten. Einstimmig
angenommen wurde auch ein Antrag Romano (mitte, TI), die Vorlage dem fakultativen
Referendum zu unterstellen. In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die
Vorlage mit 131 zu 47 Stimmen bei 7 Enthaltungen deutlich an. Lediglich in der SVP-
Fraktion gab es eine Nein-Mehrheit.
Der Ständerat befasste sich rund eine Woche später mit der Vorlage und folgte dem
Nationalrat in fast allen Punkten. Einzig zu den Reserven der Betreiber touristischer
Angebote vertrat die kleine Kammer eine andere Meinung. Sie entschied, dass diese
Anbieter bereits Unterstützung erhalten sollen, wenn die Ausfälle grösser sind als ein
Drittel der zwischen 2017 und 2019 gebildeten Reserven. 
Diese Differenz konnte bereits zwei Tage später behoben werden, als der Nationalrat
der Version des Ständerates folgte. Die beiden Räte stimmten der Vorlage in den
Schlussabstimmungen deutlich zu. Die grosse Kammer tat dies mit 145 zu 44 Stimmen
bei 6 Enthaltungen, die kleine Kammer mit 40 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen. 2
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